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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 14/8442 

zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung der 
Bayerischen Landesbank Girozentrale 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Ach, 
Dr. Bernhard, Meyer u.a. CSU 
Drs. 14/9176 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Gesetzes über die Errichtung der Bayeri-
schen Landesbank Girozentrale 
(Drs. 14/8442) 
hier: Änderung des Art. 1 Abs. 3 in § 1 Nr. 2 des 
Gesetzentwurfs 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, 
Kellner, Münzel u.a. und Frakti-
on BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 
Drs. 14/9216 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Gesetzes über die Errichtung der Bayeri-
schen Landesbank Girozentrale 
(Drs. 14/8442) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Ach, 
Dr. Bernhard, Meyer CSU, 
Strasser, Lochner-Fischer SPD, 
Kellner BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 
Drs. 14/9218 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Gesetzes über die Errichtung der Bayeri-
schen Landesbank Girozentrale 
(Drs. 14/8442) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass 
 

1. in § 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs Art. 1 Abs. 3 fol-
gende Fassung erhält: 

„(3) Ausgliederung, Abspaltung und Verschmel-
zung der Bayerischen Landesbausparkasse: 

1. Die Bank kann die Bayerische Landes-
bausparkasse durch Beschluss ihrer General-
versammlung unter Gesamtrechtsnachfolge als 
öffentlich-rechtliche Anstalt ausgliedern oder 
abspalten. Ausgliederung und Abspaltung sind 
Umwandlungen nach § 1 Umwandlungsgesetz, 
auf die dessen Vorschriften ergänzend anzu-
wenden sind, soweit dieses Gesetz, die Sat-
zung der Bank oder die Aufsichtsbehörde nicht 
etwas anderes bestimmen. Ausgliederung und 
Abspaltung bedürfen der Zustimmung des 
Freistaates Bayern und des Sparkassenver-
bands Bayern und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Bestehende Rechte der Bauspa-
rer sind zu wahren. Art. 4 gilt entsprechend. 
Mit Beschluss nach Satz 1 ist auch ein vorläu-
figer Verwaltungsrat zu bestellen, der die Ge-
schäftsleiter der Bausparkasse ernennt und mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde deren Sat-
zung erlässt oder ändert. Sollten weitere 
Rechtshandlungen erforderlich sein, für die 
kein eigenes Organ vorhanden ist, kann inso-
weit die Aufsichtsbehörde tätig werden. So-
lange keine anderen Bestimmungen getroffen 
sind, übt die für die Bank zuständige Auf-
sichtsbehörde die Aufsicht über die Bauspar-
kasse aus. Art. 19 Abs. 1 und 2 gelten entspre-
chend. 

2. Die Bayerische Landesbausparkasse kann sich 
unter Gesamtrechtsnachfolge mit öffentlich-
rechtlichen Bausparkassen anderer Länder ver-
schmelzen. Nummer 1 Sätze 1 bis 7 gelten ent-
sprechend. Näheres, wie das Verschmelzungs-
verfahren, die Ausgestaltung der Aufsicht, die 
Errichtung von Niederlassungen und die Rech-
nungsprüfung ist bei Bedarf durch Verwal-
tungsvereinbarung der betroffenen Länder so-
wie durch Satzung der vereinigten Bausparkas-
se zu regeln.“ 
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2. § 4 des Gesetzentwurfs folgende Fassung erhält: 

„§ 4 
1Dieses Gesetz tritt am ................................... 2002 
in Kraft. 
2§ 1 Nr. 3 (Art. 3 Abs. 3) erhält ab 19. Juli 2005 
folgende Fassung: 

‚(3) 1Der Träger unterstützt die Bank bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein 
Anspruch der Bank gegen den Träger oder eine 
sonstige Verpflichtung des Trägers, der Bank Mit-
tel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht. 2Die 
Bank haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem 
gesamten Vermögen. 3Die Haftung des Trägers der 
Bank ist auf das satzungsmäßige Kapital be-
schränkt. 4Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 unterstüt-
zen der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern den beliehenen Träger bei der Erfül-
lung seiner Aufgaben nach Satz 1.‘ 
 

3§ 1 Nr. 4 (Art. 4) erhält ab 19. Juli 2005 folgende 
Fassung: 

‚Art. 4 
Haftung des Freistaates Bayern  

und des Sparkassenverbands Bayern 

(1) 1Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern haften für die Erfüllung sämtlicher 
am 18. Juli 2005 bestehenden Verbindlichkeiten 
der Bank. 2Für solche Verbindlichkeiten, die bis 
zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeit-
lich unbegrenzt; für danach bis zum 18. Juli 2005 
vereinbarte Verbindlichkeiten nur, wenn deren 
Laufzeit nicht über den 31. Dezember 2015 hi-
nausgeht. 

(2) Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern werden ihren Verpflichtungen aus der 
Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern 
der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbind-
lichkeiten umgehend nachkommen, sobald sie bei 
deren Fälligkeit ordnungsgemäß und schriftlich 
festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Ver-
bindlichkeiten aus dem Vermögen der Bank nicht 
befriedigt werden können. 

(3) Verpflichtungen der Bank auf Grund eigener 
Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haf-
tungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft in 
einem Sparkassenverband als Gewährträger ver-
mittelten Haftung sind vereinbart und fällig im 
Sinn der Absätze 1 und 2 in dem gleichen Zeit-
punkt wie die durch eine solche Haftung gesicherte 
Verbindlichkeit. 

(4) 1Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern haften als Gesamtschuldner, im In-
nenverhältnis entsprechend ihren Kapitalanteilen. 
2Die bayerischen Sparkassen haften dem Sparkas-
senverband Bayern für die Erfüllung der Verbind-
lichkeiten der Bank nach Absatz 1.‘“ 

 
 
 
Berichterstatter zu 1 - 3: Meyer 
Berichterstatterin zu 4: Kellner 
 
Mitberichterstatterin zu 1 - 3: Lochner-Fischer 
Mitberichterstatter zu 4: Meyer 
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II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und die Änderungsanträge 
wurden dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Wirtschaft, Verkehr und Technologie, 
der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit, der Ausschuss für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und der Ausschuss für Fragen des 
öffentlichen Dienstes haben den Gesetzentwurf und 
die Änderungsanträge mitberaten. Der Ausschuss 
für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen 
hat den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge 
endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge in seiner 158. Sit-
zung am 24. April 2002 beraten. 

Hinsichtlich des Gesetzentwurfs wurde mit folgen-
dem Stimmergebnis: 

 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t i m -
m u n g  empfohlen. 

Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9176 
und Drs. 14/9218 wurde e i n s t i m m i g  Zustim-
mung empfohlen. Durch die Aufnahme in I. haben 
sie ihre Erledigung gefunden. 

Hinsichtlich des Änderungsantrags 14/9216 wurde 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie hat den Gesetzentwurf und die Änderungs-
anträge in seiner 71. Sitzung am 16. Mai 2002 mit-
beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis: 
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses  z u g e s t i m m t . 
 
Die Änderungsanträge Drs. 14/9176 und Drs. 
14/9218 haben durch die Aufnahme in den Gesetz-
entwurf ihre Erledigung gefunden. 
 
 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9216 
wurde mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

4 .  Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge in seiner 89. Sitzung am 05. Juni 
2002 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t .  

Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9176 
und Drs. 14/9218 wurde e i n s t i m m i g  Zustim-
mung empfohlen. Durch die Aufnahme in I. haben 
sie ihre Erledigung gefunden. 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9216 
wurde mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

5. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten hat den Gesetzentwurf und die Änderungs-
anträge in seiner 53. Sitzung am 11. Juni 2002 mit-
beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses  z u g e s t i m m t . 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9176 
und Drs. 14/9218 wurde  e i n s t i m m i g   Zu-
stimmung empfohlen. Durch die Aufnahme in I. 
haben sie ihre Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9216 
wurde mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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6. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens-
tes hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge in seiner 80. Sitzung am 25. Juni 2002 mitbe-
raten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Enthaltung 
  B90 GRÜ: kein Votum 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses   z u g e s t i m m t. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9176 
und Drs. 14/9218 wurde   e i n s t i m m i g   Zu-
stimmung empfohlen. Durch die Aufnahme in I. 
haben sie ihre Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 12/9216 
wurde mit folgendem Stimmergebnis: 
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Ablehnung 
  B90 GRÜ: kein Votum 
A b l e h n u n g   empfohlen. 

 

7. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die Än-
derungsanträge in seiner 70. Sitzung am 27. Juni 
2002 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t  mit der Maßgabe, dass in 
§ 4 Satz 1 als Datum des In-Kraft-Tretens "1. Au-
gust 2002" eingefügt wird. 
 
Die Änderungsanträge Drs. 14/9176 und Drs. 
14/9218 haben durch die Aufnahme in den Gesetz-
entwurf ihre Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9216 
wurde mit folgendem Stimmergebnis: 
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l  e  h  n  u n  g  empfohlen. 
 

 

Ach 
Vorsitzender 

 


